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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Einzelwertberichtigung bei Kreditinstituten 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 25. März 2024 ein Schreiben 
zur Einzelwertberichtigung bei Kreditinstituten veröffentlicht. 

Inhalt des Schreibens 

I. Grundsätze der EWB 
1. EWB dem Grunde nach 
2. EWB der Höhe nach 
a) Allgemeine Schätzungsgrundlagen 
b) Unbesicherte Forderungen 
c) Besicherte Forderungen 
aa) Grundschulden 
bb) Bürgschaften 
cc) Sicherungsübereignungen 
dd) Bankguthaben und Wertpapierdepots 
d) Kündigung und Fälligstellung der Forderung 
3. Besonderheiten bei pEWB 
a) Bildung homogener Gruppen 
b) Methoden der pEWB 
c) Scoringverfahren 
d) Abbildung latenter Ausfallrisiken in einem pEWB-System 

II. Steuerliches Vereinfachungsverfahren  
1. Zahlungsverzug 
2. Zahlungsverzug von unter 90 Tagen 
3. Zahlungsverzug von mindestens 90 Tagen 
4. Wertberichtigungsquoten des steuerlichen Vereinfachungsverfahrens 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 21. März 2024, IV C 6 - S 2171-b/19/10001 :001.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-03-21-einzelwertberichtigung-kreditinstitute.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 4. April 2024 

 
 
Die Erhebung des Solidaritätszuschlags für die Jahre 1999 bis 
2002 ist verfassungsgemäß. Der Zuschlag stellt in diesem 
Zeitraum eine finanzverfassungsrechtlich zulässige 
Ergänzungsabgabe gemäß Art. 106 Abs. 1 Nr. 6 des 
Grundgesetzes dar. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 7 Satz 3 des Gewerbesteuergesetzes fingiert keinen 
Gewerbebetrieb, sondern setzt das Bestehen eines solchen 
voraus. Gewinne aus Sondervergütungen im Sinne des § 5a Abs. 
4a Satz 3 des Einkommensteuergesetzes, die auf den Zeitraum 
nach der Einstellung der werbenden Tätigkeit einer 
Personengesellschaft entfallen, gehören daher nicht zum 
Gewerbeertrag. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Für die Verlagerung der Steuerschuldnerschaft nach § 13b Abs. 5 
Satz 1 Halbsatz 1 UStG kommt es nicht auf die Verwendung einer 
gültigen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer durch den 
Leistungsempfänger an. Die Verlagerung der 
Steuerschuldnerschaft vom leistenden Unternehmer auf den 
Leistungsempfänger wirkt zu Gunsten des leistenden 
Unternehmers und führt zu einer den leistenden Unternehmer 
hinsichtlich der Voraussetzungen des § 13b Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 
1, Abs. 1 UStG treffenden Feststellungslast. Eine Entscheidung auf 
Grundlage der Feststellungslast kann im finanzgerichtlichen 
Verfahren erst im Falle einer Unaufklärbarkeit des Sachverhalts 
getroffen werden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Urteil IX R 27/23 (II R 
27/15): 
Verfassungsmäßigkeit 
des SolZG 1995 
 
 
 
 
 
 
 
20. Februar 2024 
 

Urteil IV R 14/21: Zum 
Umfang der Fiktion 
des § 7 Satz 3 GewStG 
 
 
 
 
 
 
 
 
22. Februar 2024 
 

 

 
Urteil V R 20/21: 
Anforderungen an die 
Person des 
Leistungsempfängers 
im Sinne des § 13b 
Abs. 5 Satz 1 des 
Umsatzsteuergesetzes 
(UStG) 
 
 
 
31. Januar 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410057/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410053/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410054/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 30/21: Zweitwohnungsteuer als Kosten der Unterkunft für eine 
doppelte Haushaltsführung 
13. Dezember 2023 
Zum Urteil 
 
Beschluss VI R 16/21: Abzug von Rechtsverfolgungskosten für ein 
Wehrdisziplinarverfahren als Werbungskosten 
10. Januar 2024 
Zum Urteil 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Beteiligung des Kommanditisten an Komplementär-GmbH als funktional 
(un)wesentliche Betriebsgrundlage seines Mitunternehmeranteils 
Die Kapitalbeteiligung des Kommanditisten an der Komplementär-GmbH ist eine 
funktional wesentliche Betriebsgrundlage seines Mitunternehmeranteils, wenn 
erst diese Kapitalbeteiligung den Kommanditisten in die Lage versetzt, über 
Fragen der laufenden Geschäftsführung der KG zu bestimmen. Sie ist hingegen 
nicht funktional wesentlich, wenn im Einzelfall infolge gesellschaftsvertraglicher 
oder sonstiger schuldrechtlicher Vereinbarungen nicht seine Kapitalbeteiligung, 
sondern seine Stellung als Kommanditist den Einfluss auf die laufende 
Geschäftsführung der KG begründet. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Es ist streitig, ob der Kläger im Zuge der Errichtung einer doppelstöckigen 
Personengesellschaft einen Aufgabegewinn erzielt hat, wobei es u.a. auch um die 
Frage ging, wann die Beteiligung des Kommanditisten an der Komplementär-
GmbH die Voraussetzungen für eine funktional wesentliche Betriebsgrundlage 
seines Mitunternehmeranteils. 
Die Klage vor dem Hessischen Finanzgericht hatte Erfolg. Das Finanzgericht 
vertrat in seiner Entscheidung die Auffassung, dass es sich bei der Beteiligung 
von 44,75 % nicht um eine funktional wesentliche Betriebsgrundlage handele, da 
es dem Kläger nicht möglich gewesen sei, seinen Willen in der 
Gesellschafterversammlung der Komplementär-GmbH allein aufgrund seiner 
eigenen Beteiligung durchzusetzen und damit auch nicht über Fragen der 
laufenden Geschäftsführung in der KG bestimmen konnte. 
Entscheidung des BFH  
Der BFH hat der Revision teilweise stattgegeben, die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben und zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Die Kapitalbeteiligung des Kommanditisten an der Komplementär-GmbH ist eine 
funktional wesentliche Betriebsgrundlage seines Mitunternehmeranteils, wenn 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410055/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410056/
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erst diese Kapitalbeteiligung den Kommanditisten in die Lage versetzt, über 
Fragen der laufenden Geschäftsführung der KG zu bestimmen. Sie ist hingegen 
nicht funktional wesentlich, wenn im Einzelfall infolge gesellschaftsvertraglicher 
oder sonstiger schuldrechtlicher Vereinbarungen nicht seine Kapitalbeteiligung, 
sondern seine Stellung als Kommanditist den Einfluss auf die laufende 
Geschäftsführung der KG begründet. 
Der Einbringende kann auch dann im Sinne von § 24 Abs. 1 des 
Umwandlungssteuergesetzes Mitunternehmer der Gesellschaft werden, wenn er 
im Zeitpunkt der Einbringung bereits zu 100 % am Vermögen, Gewinn und 
Verlust sowie an den Stimmrechten der übernehmenden Personengesellschaft 
beteiligt ist. Es reicht aus, wenn sich seine maßgeblichen Gesellschaftsrechte 
absolut erhöhen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 1. Februar 2024 (IV R 9/20), veröffentlicht am 28. März 2024. 
 
Vorliegen der Antragsvoraussetzungen bei der Option zum 
Teileinkünfteverfahren 
Nach einer wirksamen erstmaligen Antragstellung ist das Vorliegen der materiell-
rechtlichen Antragsvoraussetzungen gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a 
und b des Einkommensteuergesetzes in den folgenden vier 
Veranlagungszeiträumen vom Finanzamt zu unterstellen. Diese müssen nur für 
das erste Antragsjahr vorliegen; ihr Wegfall in den folgenden vier 
Veranlagungszeiträumen ist unerheblich. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger, der schon seit mehreren Jahren an einer inländischen GmbH zu 
12,5% beteiligt und für diese bis Ende 2011 als Geschäftsführer und 
anschließend als Arbeitnehmer tätig war, beantragte in seiner 
Einkommensteuererklärung 2013 erstmals gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 
Buchstabe b Einkommensteuergesetz (EStG) die Versteuerung seiner Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, die er von der GmbH im VZ 2013 bezogen hatte, nach der 
tariflichen Einkommensteuer (§ 32a EStG). 
Das Finanzamt gab dem Antrag statt und veranlagte den Kläger entsprechend 
(bis einschließlich VZ 2016 war es für die Ausübung des Wahlrechts ausreichend, 
dass der Stpfl. zu mindestens 1% beteiligt und für diese beruflich tätig war; erst 
seit dem VZ 2017 ist Voraussetzung, dass der Stpfl. - neben der Beteiligung - 
durch seine berufliche Tätigkeit maßgeblichen unternehmerischen Einfluss auf die 
wirtschaftliche Tätigkeit der Kapitalgesellschaft nehmen kann; Fassung des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2016. 
In den Einkommensteuerveranlagungen für 2014 und 2015 wendete das 
Finanzamt dann jedoch den gesonderten Einkommensteuertarif gem. § 32d Abs. 
1 EStG (Abgeltungsteuertarif) auf die Einkünfte aus Kapitalvermögen an, die der 
Kläger von der GmbH bezogen hatte, weil der Kläger seine Tätigkeit für die 
GmbH zum 31. März 2013 beendet hatte. Das Finanzamt vertrat die Ansicht, 
dass die Voraussetzungen des Wahlrechts gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 
Buchstabe b EStG in jedem VZ erneut zu prüfen seien. Dass die 
Antragsvoraussetzungen gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 EStG in den folgenden 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410048/
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vier VZ nach der ersten Antragstellung nicht erneut zu belegen seien, bedeute 
nicht, dass sie nicht vorliegen müssten. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Köln hatte Erfolg (siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat zutreffend entschieden, dass aufgrund der wirksamen 
erstmaligen Antragstellung des Klägers für den Veranlagungszeitraum 2013 
gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 Halbsatz 2 EStG das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Option zum Teileinkünfteverfahren in den Streitjahren zu 
unterstellen ist. 
Der Gesetzeswortlaut lässt weitergehend einerseits den Schluss zu, dass die 
Antragsvoraussetzungen für den fortgeltenden Antrag in den Folgejahren vom 
Antragsteller zwar nicht erneut (aktiv) zu belegen sind, die Wahl des 
Teileinkünfteverfahrens aber nicht zulässig ist, wenn die Antragsvoraussetzungen 
nach dem Jahr der Antragstellung entfallen. Stünde fest, dass die 
Antragsvoraussetzungen entfallen sind, hätte das Finanzamt die Anwendung des 
Teileinkünfteverfahrens für die Ausschüttung im Rahmen der Veranlagung zu 
versagen (so BMF-Schreiben vom 19.05.2022, BStBl I 2022, 742, Tz. 139). 
Andererseits lässt der Gesetzeswortlaut auch den Schluss zu, dass die wirksame 
Antragstellung des Erstjahres für die folgenden vier Veranlagungszeiträume in 
dem Sinne fortgilt, dass die materiell-rechtlichen Antragsvoraussetzungen nur bei 
der erstmaligen Antragstellung vorhanden sein müssen und zu belegen sind, ihr 
Vorliegen in den folgenden vier Veranlagungszeiträumen aber vom Finanzamt zu 
unterstellen ist. 
Der Senat versteht die Regelung in § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 Halbsatz 2 EStG im 
letzteren Sinne. Nach einer wirksamen erstmaligen Antragstellung ist in den 
folgenden vier Veranlagungszeiträumen das Vorliegen der materiell-rechtlichen 
Antragsvoraussetzungen gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a und b EStG 
vom Finanzamt zu unterstellen. Diese müssen nur für das erste Antragsjahr 
vorliegen; ihr Wegfall in den folgenden vier Veranlagungszeiträumen ist 
unerheblich. 
Diese Auslegung wird entscheidend durch die Gesetzesmaterialien gestützt. Im 
Bericht des Finanzausschusses (BTDrucks 16/7036, S. 14) heißt es: "Der Antrag 
gilt grundsätzlich als für fünf Veranlagungszeiträume gestellt. Dabei wird fingiert, 
dass die Voraussetzungen für eine Option während dieses gesamten Zeitraums 
erfüllt sind. Erst nach Ablauf von fünf Veranlagungszeiträumen sind ein erneuter 
Antrag und eine Darlegung der Antragsvoraussetzungen erforderlich. Diese 
Regelung dient der Verfahrensvereinfachung sowohl für den Steuerpflichtigen als 
auch für die Finanzverwaltung." 
Der bekundete Wille des Gesetzgebers, dass die materiell-rechtlichen 
Voraussetzungen für eine Option zum Teileinkünfteverfahren in den Folgejahren 
zum Jahr der wirksamen Antragstellung zu unterstellen sind, kommt im Wortlaut 
des § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 EStG hinreichend zum Ausdruck, da der Antrag für 
die folgenden vier Veranlagungszeiträume gilt, ohne dass die 
Antragsvoraussetzungen erneut zu belegen sind. 
Ferner wird diese Auslegung durch den Sinnzusammenhang gestützt, in den § 
32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 EStG innerhalb des Gesetzes gestellt ist. Die dargelegte 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228516/option-zur-tariflichen-besteuerung-nach-32d-abs.-2-nr.-3-satz-4-estg/
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ZUM SEMINAR 

Auslegung des Senats wird auch im Schrifttum im Ergebnis weit überwiegend 
geteilt (vgl. Moritz/Strohm, Betriebs-Berater 2012, 3107 [3111]; Neumann/Stimpel, 
GmbH-Rundschau 2008, 57 [61]; Graf/Paukstadt, Finanz-Rundschau 2011, 249 
[261]; Schmidt/Levedag, EStG, 42. Aufl., § 32d Rz 19; Oellerich in 
Bordewin/Brandt, § 32d EStG Rz 93, 98; Pfirrmann in Kirchhof/Seer, EStG, 22. 
Aufl., § 32d Rz 16; Koss in Korn, § 32d EStG Rz 77; Kühner/Gabert-Pipersberg in 
Herrmann/Heuer/Raupach, § 32d EStG, Rz 58; BeckOK EStG/Schmidt, 17. Ed. 
[01.10.2023], EStG § 32d Rz 205, 224; a.A. Brandis/Heuermann/Werth, § 32d 
EStG Rz 148; Boochs in Lademann, EStG, § 32d EStG Rz 19; ohne klare 
Festlegung Weiss in Littmann/Bitz/Pust, Das Einkommensteuerrecht, Kommentar, 
§ 32d Rz 324). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 12. Dezember 2024 (VIII R 2/21), veröffentlicht am 28. März 
2024. 
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Strg Tax - Der Podcast für die Besteuerung der öffentlichen Hand (PwC 
Deutschland) 
  
Aktuelles zum unrichtigen und unberechtigten Steuerausweis nach § 14c UStG 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 

Terminplaner 
  
KI-Verordnung der EU – 
Vertrauensprozess auf der Agenda des 
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Webcast, 9.4. 2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/CyberExecutiveBriefing
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410047/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/242674/strg-tax-der-podcast-fuer-die-besteuerung-der-oeffentlichen-hand-pwc-deutschland/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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